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An die 03. Vollversammlung am 06.11. 2014
der Kammer für Arbeiter und Angestellte Salzburg

Ausnahmegenehmigung Parken in Kurzparkzone für Betreuung und Hilfe daheim

Für hilfebedürftige Menschen, die daheim auf ihre KrankenpflegerIn oder BetreuerIn warten, ist deren verlässliches und pünktliches Eintreffen zum vereinbarten Zeitpunkt von großer Bedeutung.

Diese MitarbeiterInnen der mobilen Dienste fahren teilweise mit dem Fahrrad, selten mit den Öffis, meist mit dem PKW zu den zu Betreuenden. Ein geeigneter Parkplatz spielt hier eine große Rolle. 
Für die Hauskrankenpflege bekommen die MitarbeiterInnen auf Antrag vom Land Salzburg, Abt.3, laut StVO eine namentliche Ausnahmegenehmigung, die sogar das erlaubte Parken in Halteverboten beinhaltet. 
Der Antrag der SoWiÖ (BAG) auf Ausweitung dieser Ausnahmegenehmigung auch auf die mobilen Dienste der Heimhilfe wurde ministeriell abgelehnt.
Daher sind die Sozialen Dienstleister weiterhin auf goodwill der einzelnen Gemeinden angewiesen. In der Stadt Salzburg bekommen sie eine beschränkte Zahl an Kurzparkzone-Ausnahmebewilligungen für die HeimhelferInnen. Der tatsächliche Bedarf liegt bei den einzelnen Anbietern allerdings weit darüber. 
Trotz optimierter Wege- und Einsatzplanung kommt es vor, dass BetreuerInnen ohne Ausnahmegenehmigung aufgrund von kurzfristigen Vertretungen, in für sie gebühren-pflichtige Parkzonen einfahren müssen. Bisher zahlen die Unternehmen freiwillig diese Parkgebühr.

Aber: ist es sinnvoll und politisch gewollt, dass aus Sozialhilfemitteln die Parkraumbewirtschaftung der Gemeinden gefördert wird? 
Mit der geplanten Ausweitung der Kurzparkzonen auf das gesamte Salzburger Stadtgebiet, wird sich im nächsten Jahr diese Situation noch verschärfen.

Die AUGE/UG stellt daher den 

A N T R A G

Die 3. Vollversammlung der AK- Salzburg fordert den Salzburger Landtag auf, den § 2 Sbg Parkgebührengesetz mit einer Erweiterung auf die „Pflegedienste“, zu verändern, als verbindliche Grundlage für die von der Gemeinde zu erlassende Verordnung.
Die 3. Vollversammlung der AK – Salzburg fordert die Stadt Salzburg und andere Gemeinde auf, eine Ausnahme nach § 24 Abs 2 StVO zu erlassen, damit die Gemeinde sie im Anschluss als Ausnahme für die Parkgebühren nach § 2 Abs. 2 Sbg Parkgebührengesetz übernimmt. 

Für die AUGE/UG 

Müllner Robert
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